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Stellungnahme des Deutschen Netzwerks Evidenzbasierte Medizin e.V. (DNEbM) zum 
 

Gesamtkonzept zur Neuordnung und Stärkung der Ausbildung der 
Gesundheitsfachberufe (Bund-Länder-Arbeitsgruppe) 

  
 
 
Vorwort 

Das Deutsche Netzwerk Evidenzbasierte Medizin (DNEbM) nimmt im Folgenden Stellung zu Fragen 
aus dem Fragenkatalog der Bund-Länder-Arbeitsgruppe. Aufgrund der berufsgruppenübergreifenden 
Ausrichtung des DNEbM beziehen wir uns hierbei ausschließlich auf Fragen und Aspekte, die aus der 
Sicht des DNEbM besonders relevant sind hinsichtlich der Förderung einer evidenzbasierten Praxis in 
der Gesundheitsversorgung.  

 
 
I. Berufsgesetze 

1. Welche Punkte der Berufsgesetze bedürfen Ihrer Ansicht nach einer Modernisierung bzw. 
Änderung? Welche zusätzlichen Punkte sollten einfließen? Auf welche Punkte kann Ihrer 
Meinung nach verzichtet werden? 

In den Berufsgesetzen bzw. Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen aller patientennahen 
Gesundheitsfachberufe sowie der ärztlichen Berufe sollte die Qualifikation für eine evidenz-
basierte Entscheidungsfindung in den patientenindividuellen Versorgungsprozessen fest ver-
ankert sein.  

Diese Kompetenzen umfassen u. a. (s. Albarquoni et al. 2018): 

• das Bewusstsein für die nötige Integration von aktuellen besten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen, beruflichen Erfahrungen, Patientenpräferenzen und situativen Rahmen-
bedingungen 

• die Fähigkeit zur kritischen Reflexion der aktuellen Entscheidungs- und Handlungssicher-
heit sowie der Qualität der Versorgung  

• die Fähigkeit zur systematischen Recherche nach geeigneten Forschungsdaten oder evi-
denzbasierten Empfehlungen (Leitlinien) sowie zur kritischen Bewertung deren Aussage-
kraft und zur angemessenen Ergebnisinterpretation  

• die Fähigkeit zur kritisch reflektierten Übertragung der gesichteten Forschungsdaten und 
evidenzbasierten Empfehlungen auf das eigene Handlungsfeld unter Berücksichtigung 
von Patientenpräferenzen, situativen Rahmenbedingungen und Patientenmerkmalen 
(z. B. Schweregrade von Beeinträchtigungen, prognostische Faktoren) 

• die Fähigkeit zur evidenzbasierten Patienteninformation und gemeinsamen Entschei-
dungsfindung mit den Betroffenen sowie deren Angehörigen, darin inbegriffen u. a die 
Fähigkeit zur Erhebung von Patientenbedürfnissen und -präferenzen, zur adressaten- und 

mailto:kontakt@ebm-netzwerk.de


Deutsches Netzwerk Evidenz- 
basierte Medizin e.V. (DNEbM) 
 
Berlin, den 05.07.2019 
 
 

 

 
2 

sachgerechten Darstellung wissenschaftlicher Informationen und bestehender Unsicher-
heiten und zur gleichberechtigten Beteiligung der Betroffenen an Entscheidungsprozes-
sen 

• die Fähigkeit zur kritischen Reflexion bestehender Unsicherheiten in der Entscheidungs-
findung sowie damit verbundene klinische/professionelle, ethische und rechtliche Implika-
tionen 

• die Fähigkeit, Ergebnisse des eigenen professionellen Handelns sowie der Versorgungs-
qualität insgesamt im eigenen Handlungsbereich zu überwachen, mögliche Barrieren für 
die Umsetzung eines evidenzbasierten Entscheidens und Handelns zu identifizieren und 
entsprechende Strategien zu entwickeln. 

Diese Ausbildungsziele decken sich mit den Empfehlungen des Wissenschaftsrats für die hoch-
schulische Ausbildung in den Gesundheitsfachberufen und der Medizin (Wissenschaftsrat 2012). 
Für die Studiengänge der Humanmedizin und Zahnmedizin haben diese Ausbildungsziele bereits 
Niederschlag in den Nationalen Kompetenzbasierten Lernzielkatalogen gefunden (MFT 2015). In 
Analogie hierzu sollten vergleichbare Lernziele in die Ausbildungsnormen der Gesundheitsfach-
berufe aufgenommen werden. Das DNEbM hat in seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf 
für das Hebammenreformgesetz (HebRefG) diese Forderung bereits konstatiert und formuliert 
(DNEbM 2019). Eine Orientierung hierfür bietet auch das Kerncurriculum Evidenzbasierte Ent-
scheidungsfindung des DNEbM (2017). Für den Pflegeberuf liegen darüber hinaus auf europäi-
scher Ebene abgestimmte aktuelle Empfehlungen für die Kompetenzen von Pflegefachpersonen 
mit Befähigung zur eigenständigen evidenzbasierten Entscheidungsfindung vor (Gobbi & Kauno-
nen 2018). 

Eng verbunden mit der Befähigung zur evidenzbasierten Entscheidungsfindung ist die Befähi-
gung zur patientenzentrierten berufsgruppenübergreifenden Zusammenarbeit der Gesundheits-
fachberufe und ärztlichen Berufe auf der Basis geteilter Normen und Werte, u.a. im Sinne der evi-
denzbasierten Entscheidungsfindung, sowie klar definierter Vorbehalts- bzw. eigenverantwortli-
cher Tätigkeitsfelder der einzelnen Berufe (s. Antworten auf Fragen II-2 und II-3). Auch die hierfür 
erforderlichen Kompetenzen sind in den künftigen berufsgesetzlichen Vorgaben differenzierter 
und entsprechend aktueller nationaler und internationaler Kompetenzmodelle zu definieren. Auf 
nationaler Ebene wird in Kürze hierfür als eine Referenz ein Nationales Mustercurriculum „Inter-
professionelle Zusammenarbeit und Kommunikation“ für die Ausbildung in den ärztlichen und an-
deren patientennahen Gesundheitsversorgungsberufen zur Verfügung stehen 
(https://www.impp.de/forschung/drittmittelprojekte/interprofessionelle-zusammenarbeit-und-
kommunikation.html). 
 
 

2. Welche Punkte der Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen bedürfen Ihrer Ansicht nach 
einer Modernisierung bzw. Änderung? Welche zusätzlichen Punkte sollten einfließen? Auf 
welche Punkte kann Ihrer Meinung nach verzichtet werden? 

Die hierfür erforderlichen Anpassungen ergeben sich aus der Antwort auf die Frage I-1.  

Des Weiteren ist bei der Neufassung berufsrechtlicher Normen darauf zu achten, dass diese im 
Einklang mit den Grundsätzen einer hochschulischen Ausbildung stehen. Dies betrifft die notwen-
dige hochschulische Verantwortung in der curricularen Gestaltung von Modulen und Leistungs-
nachweisen, die Ermöglichung eines relevanten Selbststudium-Anteils und die Integration berufs-
praktischer Ausbildungsanteile und der staatlichen Prüfung (HRK 2017). Die entsprechenden be-
rufsgesetzlichen Vorgaben sollten so definiert sein, dass sie die grundgesetzlich verankerten 
Rechte von Hochschulen nicht verletzen und sich in einem Studiengangskonzept umsetzen las-
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sen, das mit den generellen Anforderungen an hochschulische Ausbildungsprogramme gemäß 
der Bologna-Deklaration (KMK 2017) vereinbar und innerhalb dieses Rahmens studierbar ist. Bis-
her bereits für die hochschulische Pflegeausbildung (s. Teil 3 Pflegeberufegesetz (PflBG) und da-
zugehörige Ausbildungs- und Prüfungsverordnung (PflAprV)) und die künftige Hebammenausbil-
dung (s. Entwurf HebRefG) definierte Regelungen können als Orientierung dienen.  

Besondere Beachtung sollten u. a. der Umfang und die Gestaltung der praktischen Ausbildungs-
anteile erfahren, damit auch dieser Teil des Studiums effektiv zur Entwicklung obengenannter 
Kompetenzen zur evidenzbasierten Entscheidungsfindung und zur berufsgruppenübergreifenden 
Zusammenarbeit beitragen kann. Beispielsweise sollten, abgeleitet aus den gesetzlich veranker-
ten Qualifikationszielen einer hochschulischen Ausbildung, verbindliche Anforderungen an den 
Mindestumfang der Praxisanleitung und die hochschulische Qualifikation der anleitenden Perso-
nen sowie an Umfang und Lehrformate der hochschulischen Begleitung und Unterstützung der 
Ausbildung am Lernort Praxis definiert werden. Die Aufnahme entsprechender Vorgaben in die 
berufsgesetzlichen Regelungen ist essenziell, um hochschul- und einrichtungsübergreifend ein-
heitliche Bedingungen für die hochschulische Ausbildung sicherzustellen und den hierfür erfor-
derlichen Ressourcenbedarf zu quantifizieren.  

In Verbindung mit den berufsgesetzlichen Normen sind daher auch die notwendigen rechtlichen 
Voraussetzungen für die Refinanzierung entsprechender Ausbildungsleistungen der Praxisein-
richtungen und der Hochschulen zu schaffen. Für alle Teile der hochschulischen Ausbildung in 
den ärztlichen Berufen und patientennahen Gesundheitsberufen sollten hierbei vergleichbare Re-
geln für die Berechnung der notwendigen Lehrkapazität an den Lernorten Hochschule und Ver-
sorgungspraxis gelten, sodass entsprechende Mindeststandards nicht Gegenstand eines Wettbe-
werbs nach unten zwischen Hochschulen und Studienrichtungen (Berufen) werden können.    

 
3. Entspricht das Ausbildungsziel (falls im Berufsgesetz vorhanden) den heutigen und zu-

künftigen Anforderungen an Ihre Berufsgruppe? Wenn nein, wie sollte das Ausbildungs-
ziel Ihrer Meinung nach gefasst sein? 

Ergibt sich aus der Antwort auf Frage I-1. Die dort genannten Kompetenzen für eine evidenzba-
sierte Praxis und interprofessionelle Zusammenarbeit finden sich aktuell nur partiell in den berufs-
gesetzlichen Vorgaben wieder. Die im reformierten Pflegeberufegesetz (PflBG, PflAPrV ) oder im 
Entwurf für des HebRefG definierten Qualifikationsziele für die hochschulische Pflege- bzw. Heb-
ammenausbildung enthalten die bezeichneten Kompetenzen im größeren Umfang, wenngleich 
die Prinzipien der evidenzbasierten Entscheidungsfindung auch in diesen novellierten berufsge-
setzlichen Vorgaben nur teilweise bzw. nicht ausdrücklich in den ausgewiesenen Ausbildungszie-
len benannt sind. Auch zur Förderung einer berufsgruppenübergreifenden Zusammenarbeit soll-
ten die Prinzipien der evidenzbasierten Entscheidungsfindung und der interprofessionellen 
Zusammenarbeit möglichst einheitlich den Ausbildungszielen sowohl der ärztlichen Berufe als 
auch der patientennahen Gesundheitsfachberufe zugrunde liegen. 

 
4. Wie beurteilen Sie die Aufnahme eines Ausbildungszieles in das Berufsgesetz Ihrer Be-

rufsgruppe (falls nicht im Berufsgesetz vorhanden)? Wenn Sie die Aufnahme befürworten, 
wie sollte das Ausbildungsziel Ihrer Meinung nach gefasst sein? 

Es sollten für alle an der Gesundheitsversorgung beteiligten Berufe Ausbildungsziele formuliert 
sein, die jeweils klar den Handlungsbereich des betreffenden Berufs, auch im Sinne vorbehalte-
ner Aufgaben, benennen. Dies wird als wichtige Voraussetzung für eine effektive berufsgruppen-
übergreifende Zusammenarbeit gesehen. Die Befähigung zur evidenzbasierten Entscheidungs-
findung sollte sich dezidiert in diesen Zielen wiederfinden. 
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5. Inwieweit lassen sich Ihrer Ansicht nach die derzeitig für die Physiotherapie erforderlichen 

Weiterbildungen für die sogenannten Zertifikatspositionen (z.B. Manuelle Therapie, Manu-
elle Lymphdrainage) in die Ausbildung integrieren? Welche Folgen hätte dies für die Aus-
bildung? 

Wie eingangs dargestellt, vertritt die vorliegende Stellungnahme des DNEbM eine berufsgruppen-
übergreifende Perspektive, weshalb auf einzelne berufsspezifische Ausbildungsinhalte nicht ein-
gegangen werden kann. Generell muss sich die Auswahl der Ausbildungsinhalte aus den Qualifi-
kationszielen ergeben, die wiederum den berufsspezifischen Versorgungsbedarf reflektieren soll-
ten. Dieser Versorgungsbedarf ergibt sich insbesondere aus der Häufigkeit und Schwere einzel-
ner Erkrankungen und Gesundheitsprobleme sowie aus dem Potenzial für eine effektive Präven-
tion, Diagnostik, Therapie, Rehabilitation oder Pflege nach dem Stand der Wissenschaft. Demzu-
folge sind auch bei der Auswahl und Vermittlung der Kompetenzen für einzelne Interventionen im 
Verantwortungsbereich eines definierten Berufes die Prinzipien der evidenzbasierten Entschei-
dungsfindung zu beachten. 

 

6. Wie ist Ihre Position zur Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung? 

Das DNEbM befürwortet grundsätzlich die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademi-
scher Bildung, sofern dabei die Erreichung der unter Punkt I-1 genannten Kompetenzen gewähr-
leistet ist. Die Durchlässigkeit der Bildungswege ist ein Prinzip der Bologna-Reform, dem die 
Hochschulen dementsprechend gerecht werden. Regeln für die Anerkennung außerhochschu-
lisch erworbener Kompetenzen – und somit die Anerkennung berufspraktischer Erfahrungen so-
wie (fachschulischer) Ausbildungen – bestehen bereits und sind somit, zumindest für die Über-
gangszeit bis zur Vollakademisierung, notwendig und sinnvoll.  

 

7. Welche Vorteile sehen Sie in einem allgemeinen Heilberufe-Gesetz für die Gesundheits-
fachberufe? 

Der Begriff „Heilberufe“ und künftige Gesetze hierzu sollte implizieren und reflektieren,  

• dass Angehörige aller Berufe in der patientennahen Versorgung klinisch relevante Ent-
scheidungen nach den Maßstäben der evidenzbasierten Praxis zu treffen haben und eine 
entsprechende heilberufliche Verantwortung tragen 

• dass das jeweilige Gesetz den Kernbereich des eigenverantwortlichen bzw. dem jeweili-
gen Beruf vorbehaltenen Entscheidens und Handelns definiert 

• dass hierarchische Verhältnisse der Berufe zueinander vermieden werden, sondern viel-
mehr die jeweils eigenständigen Beiträge ausgewiesen werden 

• dass konsekutiv das Entgeltsystem bzw. die Finanzierung von Gesundheitsleistungen so 
angepasst werden, dass die Berufe, die eine Leistung primär erbringen, auch direkt die 
entsprechenden Mittel erhalten und deren Einsatz/Verbrauch nach den Maßstäben der 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit zu verantworten haben. 

Eine Unterscheidung zwischen Medizin/Arztberuf und Gesundheitsfachberuf sollte sich inhaltlich 
ergeben, nicht aber aus tradierten Rollenverständnissen. Dass ein Allgemeines Heilberufegesetz 
bzw. ein Gesetz über die Heilberufe, ergänzend zu den Berufszulassungsgesetzen, erforderlich 
und machbar ist, um oben genannte Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Versorgung und 
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die Kooperation zwischen den verschiedenen Berufen zu stärken, wurde bereits in entsprechen-
den Expertisen anerkannt (z. B. Robert Bosch Stiftung 2011 & 2013) 

 

8. Welche Nachteile sehen Sie in einem allgemeinen Heilberufe-Gesetz für die Gesundheits-
fachberufe? 

Keine (siehe Ausführungen zur Frage I-7). 

 

 

II. Ausbildung 

1. Wie könnte ein Kompetenzkatalog für Ihre Berufsgruppe aussehen und in welcher Ausbil-
dungsform (an Hochschulen oder Berufsfachschulen) könnten die erforderlichen Kompe-
tenzen besser vermittelt werden? 

Siehe Punkt I-1. Die genannten Kompetenzen für eine evidenzbasierte Entscheidungsfindung in 
den patientenindividuellen Versorgungsprozessen sowie, damit korrespondierend, für eine pati-
entenzentrierte berufsgruppenübergreifende Zusammenarbeit sind in den Kompetenzkatalogen 
aller Gesundheitsfachberufe als Querschnittskompetenzen zu verankern, ähnlich wie bereits in 
den Nationalen kompetenzbasierten Lernzielkatalogen der Medizin geschehen. Diese Kompeten-
zen können nur im Rahmen einer vollständig hochschulischen Ausbildung vermittelt werden 
(HVG, VAST 2018).  

 

2. Welche interprofessionellen Lehrinhalte halten Sie für wichtig? 

Grundsätzlich gelten alle oben genannten erforderlichen Kompetenzen für eine evidenzbasierte 
Praxis in der patientennahen Gesundheitsversorgung universell für alle beteiligten Berufe (siehe 
Antwort auf Frage I-1.) und sollten möglichst interprofessionell vermittelt werden. Dies impliziert 
auch Kompetenzen zur patientenzentrierten und interprofessionellen Kommunikation und im Ver-
ständnis der strukturellen Rahmenbedingungen der Gesundheitsversorgung.  

Der Wissenschaftsrat (WR) hat dies 2018 für das Medizinstudium ebenfalls konstatiert (WR 
2018), und ein nationaler, berufsgruppenübergreifend entwickelter Referenzrahmen für die Defini-
tion und Operationalisierung entsprechender Kompetenzen wird mit dem Nationalen Mustercurri-
culum interprofessionelle Zusammenarbeit und Kommunikation in Kürze verfügbar sein (siehe 
Antwort auf Frage I-1). Hochschulen bieten aufgrund ihrer Inter- und Multidisziplinarität beson-
ders geeignete Voraussetzungen und großes Potenzial zum frühzeitigen berufs- und disziplinen-
übergreifenden Lernen und Austausch, wobei zur Ausbildung der genannten Kompetenzen für 
die interprofessionelle Zusammenarbeit eine gemeinsame Verortung der Studienangebote in den 
Gesundheitsfachberufen und der Medizin an einer lokalen Hochschule oder zumindest enge Ko-
operationen zwischen entsprechenden lokal benachbarten Hochschuleinrichtungen erforderlich 
ist (HRK 2017).  

 
3. Halten Sie die Einführung vorbehaltener Tätigkeiten für Ihre Berufsgruppe für sinnvoll? 

Wenn ja, welche Tätigkeiten sollten dies Ihrer Meinung nach sein? 

Siehe Kommentare zur Frage I-7. Als Voraussetzung für eine effektive, zeit- und ressourcenscho-
nende berufsgruppenübergreifende Zusammenarbeit wird es als erforderlich angesehen, dass für 
jeden an der patientennahen Versorgung beteiligten Gesundheitsfachberuf sowie für die ärztli-
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chen Berufe eindeutig die jeweils vorbehaltenen Tätigkeitsfelder definiert sind. Diese vorbehalte-
nen Aufgaben bestimmen nicht nur die primäre Verantwortung für evidenzbasierte Entscheidun-
gen im individuellen Pflege- oder Behandlungsprozess, sondern auch die Verantwortung für die 
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung. Die vorbehaltenen Aufgaben sollten sich aus der 
Gesamtbetrachtung des aktuellen und künftigen Versorgungsbedarfs in der Prävention, Diagnos-
tik, Therapie, Rehabilitation und Pflege und der fachlichen Kompetenzen der einzelnen Berufe 
ergeben. Zudem sollten normativ verbindliche Mechanismen etabliert und entsprechende Res-
sourcen bereitgestellt werden, die eine regelmäßige Überprüfung aktuell zugeschriebener Vorbe-
haltsaufgaben pro Beruf und Anpassungen entsprechend sich entwickelnder Bedarfskonstellatio-
nen sicherstellen. 

 

III. Kompetenzerweiterung /neue Aufgaben und Übertragung einer höheren Verant-
wortung 

1. Halten Sie eine Kompetenzerweiterung bzw. neue Aufgaben für Ihre Berufsgruppe für 
sinnvoll? Wenn ja, welche Kompetenzen sollten erweitert werden bzw. welche neuen Auf-
gaben sollten hinzukommen? 

Eine hochschulische Ausbildung der Gesundheitsfachberufe beinhaltet eine Höherqualifikation 
(DQR 6 statt DQR 4), daraus resultieren erweiterte Kompetenzen respektive Aufgabenbereiche. 
Diese Erweiterung bezieht sich gemäß dem Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR, 
https://www.dqr.de/content/2336.php) bzw. dem Qualifikationsrahmen für deutsche Hochschulab-
schlüsse (KMK 2017) gegenüber dem DQR-Niveau 4 vor allem auf die Befähigung zur eigenstän-
digen lösungsorientierten Bearbeitung komplexer, sich ggf. schnell verändernder Problemlagen 
unter Anwendung und kritischer Reflexion verschiedener, auch wissenschaftlicher, Informations-
quellen. Die unter I-1 beschriebenen Fähigkeiten zur evidenzbasierten Entscheidungsfindung und 
Praxisentwicklung im jeweiligen Berufsfeld erfordern in vielen von chronischen Verläufen und 
multiplen Gesundheitsproblemen und/oder schweren akuten Erkrankungen geprägten Versor-
gungssituationen mindestens Problemlösungskompetenzen auf dem DQR-Niveau 6. Dies deckt 
sich z. B. auch mit aktuellen europaweit abgestimmten Empfehlungen für die pflegeberufliche 
Ausbildung (Gobbi & Kaunonen 2018). 

Eine darüber hinausgehende Zuordnung oder Neudefinition der Kompetenzen und Aufgaben für 
die einzelnen Gesundheitsfachberufe liegt außerhalb des Betrachtungshorizonts dieser berufs-
gruppenübergreifenden Stellungnahme des DNEbM. Dies bedeutet jedoch ausdrücklich nicht, 
dass damit der Bedarf für eine (partielle) Neuordnung der Aufgaben- und Kompetenzzuweisung 
zu den einzelnen Berufen in der patientennahen Gesundheitsversorgung, einschließlich der Me-
dizin, ausgeschlossen wird. Diese Neuordnung sollte auf der Basis einer wissenschaftlich fundier-
ten Beantwortung nachfolgender Fragen unter gleichberechtigter Einbeziehung und Entschei-
dungsbeteiligung aller relevanten Interessengruppen, inklusive der Patientinnen und Patienten 
sowie deren Angehörigen, erfolgen: 

• Für welche Versorgungssituationen (z. B. Patientengruppen) verweisen vorliegende For-
schungsergebnisse auf eine Über-, Unter- oder Fehlversorgung, die sehr wahrscheinlich 
durch die Etablierung neuer Aufgabenfelder oder eine Änderung der Aufgabenzuordnung 
in der Gesundheitsversorgung überwunden werden kann? 

• Für welche Berufe in der patientennahen Gesundheitsversorgung besteht nach berufli-
chem Selbstverständnis und vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnissen das größte 
Potenzial, neu zu etablierende oder neu zu übernehmende Aufgaben zum Wohle der indi-

https://www.dqr.de/content/2336.php
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viduell Betroffenen und der Gesellschaft nach den Maßstäben der Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit eigenverantwortlich (im Sinne von Vorbehaltsaufgaben) auszuführen?  

• Welche Kompetenzen und Kompetenzniveaus sind für die eigenverantwortliche Über-
nahme (künftiger) vorbehaltener Aufgaben erforderlich? Inwieweit genügen hierfür bei-
spielsweise Kompetenzen auf dem DQR-Niveau 6 (Bachelorgrad) oder sind Kompeten-
zen auf den DQR-Niveaus 7 (Masterabschluss) oder 8 (abgeschlossene Promotion) erfor-
derlich? 

• Inwieweit lassen sich darüber hinaus durch eine Anpassung der Organisation der Ausfüh-
rung der einem Beruf zugeordneten Aufgaben, z. B. durch Delegation an einen anderen 
Gesundheitsfachberuf oder an ein niedrigeres Qualifikationsniveau desselben Berufes (z. 
B. Assistenz- und Helferniveau), die Ergebnisqualität der Gesundheitsversorgung in ei-
nem patienten- und gesellschaftlich relevantem Maße optimieren? 

Bei der Beantwortung dieser Fragen sind die in anderen Ländern bereits umfangreich vorliegen-
den Forschungsergebnisse zur Substitution und Delegation besonders ärztlicher Aufgaben oder 
zum „skills and grade mix“ in bestimmten Versorgungsbereichen systematisch einzubeziehen. 
Über die genannten Fragen hinaus ist zudem berufsgruppenübergreifend zu prüfen und festzule-
gen, welche Mechanismen und Maßnahmen zum verpflichtenden Kompetenzerhalt bezogen auf 
den zugeordneten Vorbehaltsaufgaben und auf Delegationsbasis auszuführenden Aufgaben er-
forderlich sind.  

Die erforderlichen Forschungsarbeiten (inkl. systematischer Evidenzsynthesen) für die Darstel-
lung und Erprobung notwendiger Neuordnungen der Aufgabendefinition, -zuordnung und -organi-
sation in der Gesundheitsversorgung sollten im Rahmen wettbewerblich ausgeschriebener und 
nach den üblichen Kriterien guter wissenschaftlicher Praxis vergebener öffentlich geförderter wis-
senschaftlicher Projekte erfolgen. Ebenso sind öffentliche Mittel für die aussagekräftige Überwa-
chung der mittel- und langfristigen Konsequenzen solcher tiefgreifenden Änderungen des Ge-
sundheitssystems bereitzustellen.  

Grundsätzlich erwartet das DNEbM darüber hinaus, dass die Ausweitung der Kompetenzen der 
Gesundheitsfachberufe und die Neuordnung der Aufgabenverteilung im Gesundheitswesen auch 
mit einer Novellierung der Zuweisung finanzieller Ressourcen zu den einzelnen Berufen sowie 
der Zugriffsmöglichkeiten und Ressourcenverantwortung der einzelnen Berufe einhergehen 
muss.  

 

2. In welchen Bereichen halten Sie ggf. die Delegation ärztlicher Aufgaben an Ihre Berufs-
gruppe für sinnvoll? 

Siehe Antwort auf Frage III-1. 

 

3. In welchen Bereichen halten Sie ggf. eine Substitution ärztlicher Aufgaben durch Ihre Be-
rufsgruppe für sinnvoll? 

Siehe Antwort auf Frage III-1. 

 

4. Ist aus Ihrer Sicht die Schaffung neuer Berufsausbildungen (auch z.B. auf Assistenz-/ 
Helferniveau) erforderlich? Wenn ja, welche halten Sie für erforderlich? 

Siehe Antwort auf Frage III-1. 
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IV.  Akademisierung  

1. Welche Position vertritt Ihr Berufsverband zum Thema Akademisierung der Ausbildung 
Ihrer Berufsgruppe? 

Wie die Stellungnahme zu den Fragen in den Kapiteln I bis III zeigen, erachtet das DNEbM eine 
vollständige primärqualifizierende hochschulische Ausbildung in den patientennahen Gesund-
heitsfachberufen als eine Voraussetzung, um die unter I-1 beschriebenen Kompetenzen für eine 
eigenverantwortliche evidenzbasierte Entscheidungsfindung und Praxisentwicklung sowie eine 
effektive patientenzentrierte interprofessionelle Zusammenarbeit zu vermitteln.  

Das heißt, in allen patientennahen Gesundheitsfachberufen sollte die Erlaubnis zur Ausübung 
des Berufs mit diesen Kompetenzen ausschließlich im Wege einer hochschulischen Ausbildung 
zu erlangen sein. Dies schließt für einzelne Berufsfelder nicht den Bedarf nach Berufsabschlüs-
sen unterhalb des DQR-Niveaus 6 aus, die jedoch dann nicht zur Ausübung von Vorbehaltsauf-
gaben im Sinne einer eigenverantwortlichen evidenzbasierten Entscheidungshoheit in dem jewei-
ligen beruflichen Handlungsfeld befähigen können.  

 

2. Welche Vorteile sehen Sie in einer Vollakademisierung? 

Siehe Antwort auf IV-1. Mit ausschließlich hochschulischen Ausbildungsangeboten für die Erlan-
gung der unter I-1 genannten Kompetenzen werden die qualifikatorischen Anforderungen an die 
Berufsausübung verbindlich, explizit sowie transparent nach innen (innerhalb der Berufsgruppe) 
und nach außen an ein Mindestniveau akademischer Qualifikation gebunden. Nur eine Vollaka-
demisierung für das Erreichen dieser Ausbildungsziele kann eine einheitlich wissenschaftlich fun-
dierte Ausbildung mit dem Ziel der Befähigung zu einer zeitgemäßen evidenzbasierten Gesund-
heitsversorgung gewährleisten. Sie ist zudem unerlässlich für die internationale Anschlussfähig-
keit der Ausbildung in diesen Berufen (in allen EU-Ländern außer in Deutschland ist bspw. die 
akademische Ausbildung Standard) und für den Ausbau der Forschung und damit der wissen-
schaftlichen Evidenz in den entsprechenden Handlungsfeldern.  

Eine Vollakademisierung trägt dazu bei, ein deutschlandweit einheitliches Qualifikationsniveau in 
den einzelnen) patientennahen Gesundheitsberufen sicherzustellen, schützt Bürgerinnen und 
Bürger vor regional ungleichen Versorgungsstandards und schafft wichtige strukturelle Voraus-
setzungen für eine gleichberechtigte, partnerschaftliche Zusammenarbeit aller beteiligten Berufs-
gruppen in der patientennahen Gesundheitsversorgung.  

 

3. Welche Nachteile sehen Sie in einer Vollakademisierung? 

Keine  

 

4. Welche Vorteile sehen Sie in einer Teilakademisierung? 

Keine  

 

5. Welche Nachteile sehen Sie in einer Teilakademisierung? 
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Unterschiedliche Ausbildungswege führen zwangsläufig zu unterschiedlichen Kompetenzen und 
Kompetenzniveaus. Bei einer Teilakademisierung wäre eine einheitlich wissenschaftlich fundierte 
Ausbildung mit dem Ziel der Befähigung zu einer evidenzbasierten, patientenzentrierten Gesund-
heitsversorgung nicht gewährleistet. Ebenso steht eine Teilakademisierung der Entwicklung einer 
einheitlichen professionellen Identität innerhalb der Gesundheitsfachberufe sowie einem berufs-
gruppenübergreifend geteilten Wissens- und Werteverständnis entgegen und erschwert die Ge-
währleistung einheitlicher Qualitätsstandards in der Versorgung. Für Patientinnen und Patienten 
sind die derzeitige diversen Ausbildungsstrukturen in den Gesundheitsfachberufen schon jetzt 
kaum mehr nachvollziehbar. Sowohl gesundheits- als auch bildungspolitisch steht das DNEbM 
einem deutschen Sonderweg der Teilakademisierung kritisch gegenüber.  

 

6. Wie kann Ihrer Meinung nach eine praxisorientierte Ausbildung bei einer Akademisierung 
der Ausbildung weiterhin gewährleistet werden? 

Eine akademische Ausbildung steht nicht im Widerspruch zur notwendigen Praxisorientierung der 
Ausbildung in den patientennahen Gesundheitsfachberufen. Vielmehr muss und soll es das Ziel 
einer akademischen Ausbildung in diesen Berufen sein, die Absolventinnen und Absolventen zu 
einem kritisch reflektierten Transfer der aktuell verfügbaren besten wissenschaftlichen Erkennt-
nisse in die Versorgungspraxis und zur Ableitung weiteren Forschungs- und Entwicklungsbedarfs 
aus der erlebten, beobachteten und kritisch reflektierten Praxis heraus zu befähigen. Hierfür sind 
Vorgaben zu Umfang, Orten und didaktischer Unterstützung bzw. Begleitung praktischer Ausbil-
dungsanteile sowie zur wissenschaftlichen und fachpraktischen bzw. berufsfachlichen Qualifika-
tion der Anleitenden und Lehrenden erforderlich.  

Aus Sicht des DNEbM gibt es keine Anforderungen mit Blick auf die praktischen Anteile der Aus-
bildung, die die Hochschulen nicht erfüllen können. Dies zeigt zum einen die Jahrhunderte alte 
Tradition des universitären Medizinstudiums, zum anderen die Evaluationsergebnisse und Erfah-
rungen aus bereits etablierten Modellstudiengängen für die Ausbildung in den patientennahen 
Gesundheitsfachberufen (z. B. Darmann-Finck et al. 2014). Entsprechende Regelungen sollten 
sich auf in diesen Studiengängen bewährten Strukturen und Abläufe stützen. Wichtig ist hierbei 
die Sicherstellung ausreichender Lehrkapazitäten, um das Lernen an der Schnittstelle von Theo-
rie und Praxis (klinischer Unterricht, Praxisbegleitung etc.) zu unterstützen, das häufig Kleingrup-
penformate (< 10 Studierende pro Lehrkraft) erfordert (s. z. B. Regelungen zu Umfängen und 
Lehrkapazität für praktische Übungen in § 2 Approbationsordnung für Ärzte).  

 

7. Wie beurteilen Sie den Einfluss einer Vollakademisierung auf die Entwicklung der Auszu-
bildenden- und Absolventenzahlen in Ihrer Berufsgruppe? Erwarten Sie zurückgehende, 
gleichbleibende oder steigende Zahlen? (bitte begründen) 

Die Zahlen der Studierenden in den nicht-ärztlichen Gesundheitsberufen hat sich von 2010 bis 
2018 verdreifacht (Deutscher Bundestag 2019). Dies illustriert das stark gewachsene Interesse 
an einer akademischen Ausbildung in diesen Berufen. Wir erwarten einen weiteren Anstieg der 
Studierendenzahlen, der allenfalls temporär gebremst sein könnte durch die Tatsache, dass eine 
akademische Ausbildung einen höheren Schulabschluss erfordert als eine nicht-akademische 
Ausbildung.  

Unabhängig davon, dass es in einzelnen Berufsfeldern weiterhin Bedarf auch für Qualifikations-
niveaus unterhalb des DQR-Niveaus 6 geben wird (s. Antwort auf Frage IV-1), ist der akademi-
sche Ausbildungsweg essenziell, um ausreichend qualifizierten Nachwuchs für die einzelnen pati-



Deutsches Netzwerk Evidenz- 
basierte Medizin e.V. (DNEbM) 
 
Berlin, den 05.07.2019 
 
 

 

 
10 

entennahen Gesundheitsfachberufe, auch im Wettbewerb mit anderen Berufen und Branchen, 
gewinnen zu können.  

Internationale Zahlen z. B. für die Ausbildung in der Pflege zeigen höhere Absolventenzahlen pro 
100.000 Einwohner/-innen für Länder mit ausschließlich akademischem Ausbildungsweg für pfle-
gerische Vorbehaltsaufgaben (z. B. skandinavische Länder, Kanada, Schweiz) als für Deutsch-
land (OECD 2019). Dies deutet darauf hin, dass ein höheres Qualifikationsniveau die Nachfrage 
nach diesen Ausbildungsplätzen begünstigt, vorausgesetzt, dass an dieses höhere Qualifika-
tionsniveau auch ein höheres Verantwortungsniveau im beruflichen Aufgabenfeld inkl. korrespon-
dierender Vergütung gekoppelt ist.  

 

8. In welchen Tätigkeitsbereichen werden Ihrer Meinung nach im Falle einer Teilakademisie-
rung die Absolventinnen/Absolventen einer akademischen Ausbildung im Vergleich zu 
den Absolventinnen/Absolventen einer fachschulischen Ausbildung tätig werden? 

Wie unter IV-1 dargelegt, befürwortet das DNEbM die Vollakademisierung und spricht sich gegen 
eine Teilakademisierung aus. Es würde den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen, für jeden 
einzelnen patientennahen Gesundheitsfachberuf darzustellen, für welche Tätigkeitsfelder eine 
akademische Ausbildung erforderlich ist. Vielmehr sei nochmals auf unsere Stellungnahmen zu 
den Fragen I-1 und III-1 verwiesen, in denen wir übergreifend für alle patientennahen Gesund-
heitsfachberufe dargelegt haben, für welche Verantwortungs- und Aufgabenfelder in der patien-
tennahen Versorgung wir eine akademische Ausbildung auf dem DQR-Niveau 6 für erforderlich 
erachten: nämlich für berufsspezifische Vorbehaltsaufgaben, die eine evidenzbasierte Entschei-
dungsfindung in der individuellen Patientenversorgung erfordern und implizieren, sowie für die 
interprofessionelle Zusammenarbeit, die Praxis- und Qualitätsentwicklung und die verantwor-
tungsvolle Mitwirkung in der Forschung im jeweiligen Berufsfeld. 

 

 

V. Lehrpersonal 

1. Wie sollte die Qualifikation des Lehrpersonals und der Praxisanleiter/Praxisanleiterinnen 
für eine modernisierte fachschulische Ausbildung aussehen (Mindestanforderungen)? 

Da wir uns ausdrücklich für eine Vollakademisierung aussprechen, nehmen wir zu den Fragen V-
1 bis V-5, die sich ausschließlich auf die fachschulische Ausbildung beziehen, keine Stellung. 

 

2. Über welche Qualifikation sollten Schulleiter/Schulleiterinnen in einer modernisierten fach-
schulischen Ausbildung verfügen (Mindestanforderungen)? 

s. Antwort V-1. 

 

3. Wie beurteilen Sie die Möglichkeit zur Integration des aktuellen Lehrpersonals und der 
aktuellen Schulleiter/Schulleiterinnen in modernisierten fachschulischen Ausbildungs-
strukturen vor dem Hintergrund der Fragen 1. und 2.? 

s. Antwort V-1. 
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4. Wäre Ihrer Ansicht nach ein Engpass an Lehr- und Leitungspersonal zu erwarten, der die 
Ausbildungskapazität in einer modernisierten fachschulischen Ausbildung gefährden 
würde? (bitte begründen) 

s. Antwort V-1. 

 

5. Wie beurteilen Sie die Vorgabe einer Quote in der fachschulischen Ausbildung der jeweili-
gen Berufsgruppe, die eine Aussage zur Angemessenheit der Zahl der hauptberuflichen 
Lehrkräfte im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze trifft? (bitte begründen) 

s. Antwort V-1. 

 

6. Wie sollte die Qualifikation des Lehrpersonals und der Praxisanleiter/Praxisanleiterinnen 
für eine modernisierte Ausbildung im Falle einer akademischen Ausbildung aussehen 
(Mindestanforderungen)? 

Grundsätzlich sollten die Qualifikationsanforderungen an die Lehrenden in akademischen Ausbil-
dungsgängen in den Gesundheitsfachberufen den gleichen Normen folgen, wie sie laut länder-
spezifischer Hochschulgesetzgebung jeweils generell für akademische Ausbildungsangebote auf 
dem jeweiligen DQR-Kompetenzniveau gelten. Dies schließt u. a. eine Ausstattung mit einer aus-
reichenden Anzahl (i. d. R. >1) an berufs- bzw. fachspezifisch qualifizierten Hochschullehrerinnen 
und -lehrern als primär Lehrverantwortliche für die einzelnen Fachgebiete und Module ein (s. 
auch HRK 2017). Voraussetzung für eine Lehrverantwortung in diesem Sinne ist in Fachhoch-
schulen i. d. R. eine Qualifikation auf dem DQR-Niveau 8 bzw. in Universitäten eine Habilitation 
oder äquivalente akademische Leistung in diesem Fach. 

Der Logik hochschulgesetzlicher Normen folgend, sollten die für die studentische Praxisanleitung 
verantwortlichen Fachpersonen mindestens über einen Abschluss in dem jeweiligen Gesund-
heitsfachberuf auf dem gleichen DQR-Niveau (also mindestens Niveau 6) verfügen, wie er mit 
dem betreffenden Studiengang angestrebt wird. Je nach inhaltlichem und didaktischem Anforde-
rungsniveau in der Anleitungsverantwortung (z. B. Anleitung zur evidenzbasierten Entschei-
dungsfindung in komplexen Versorgungssituationen, Prüfungsverantwortung) sollten darüber hin-
ausgehend ergänzende Anforderungen an die Dauer der Berufserfahrung und/oder berufs- oder 
hochschulpädagogische Qualifikation formuliert werden. Einschlägige international praktizierte 
Anleitungsmodelle und korrespondierende Evaluationsergebnisse im jeweiligen Berufsfeld sollten 
hierbei berücksichtigt werden. 

Aus den beschriebenen Anforderungen ergeben sich konsekutiv, abgesehen von zeitlich ange-
messenen Übergangsregelungen, gerade für die Praxisanleitenden, folgende weitere zentrale 
Erfordernisse hinsichtlich der Qualifikation der Lehrenden und Anleitenden: 

• Um die aus der Sicht des DNEbM unverzichtbare Akademisierung der Ausbildung in den 
Gesundheitsfachberufen umzusetzen, ist ein breiter Ausbau der Infrastruktur für die hoch-
schulische Lehre und Forschung in diesen Berufen, entweder in Anbindung an oder in en-
ger Kooperation mit der Hochschulmedizin, erforderlich. Dieser Ausbau sollte auch die 
(weitere) Etablierung von Programmen zur akademischen Nachqualifizierung für Berufs-
angehörige mit einem DQR-Niveau <6 umfassen. 

• Die Weiterentwicklung der Ausbildungsstrukturen und -kapazitäten sollte möglichst evi-
denzbasiert erfolgen. Daher sollten auch notwendige Ressourcen und Strukturen bereit-
gestellt bzw. etabliert werden, die eine aussagekräftige Evaluation der akademischen 
Ausbildungs- bzw. Qualifizierungsangebote in den gesundheitsfachberufen, inkl. der Be-
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darfs-, Nachfrage- und Verbleibsentwicklung und der Auswirkungen auf die Strukturen, 
Prozesse und Ergebnisse der Gesundheitsversorgung, ermöglichen. 

 

7. Wie beurteilen Sie im Falle einer Vollakademisierung der Ausbildung die Möglichkeit zur 
Integration des aktuell lehrenden Personals in akademische Ausbildungsstrukturen? 

Es besteht ein hoher Bedarf, das aktuell lehrende Personal in akademische Ausbildungsstruktu-
ren einzubinden, unter anderen, weil viele Lehrende über eine hohe Expertise und langjährige 
Erfahrung insbesondere im berufspraktischen Bereich verfügen. Die Möglichkeit zur Integration in 
akademische Ausbildungsstrukturen könnte durch akademische Nachqualifizierungsangebote 
erfolgen bzw. unterstützt werden, wie es u. a. in der Schweiz bei der Umstellung auf die flächen-
deckende berufsqualifizierende Hochschulqualifikation angewandt wurde.  

 

8. Ist Ihrer Ansicht nach ein Engpass an Lehrpersonal im Falle einer Vollakademisierung der 
Ausbildung zu erwarten, der die Ausbildungskapazität gefährden würde? (bitte begrün-
den) 

Diese Frage lässt sich aufgrund des unterschiedlichen Umfangs bereits verfügbarer akademi-
scher Aus- und Weiterbildungs- sowie Nachqualifizierungsangebote in den einzelnen patienten-
nahen Gesundheitsfachberufen nicht übergreifend für alle diese Berufe definieren, weshalb 
hierzu nicht weiter Stellung genommen wird. Es wird eine berufsspezifische Analyse bereits (po-
tenziell) verfügbarer Lehrkapazitäten und des erwarteten Bedarfs und die Definition entsprechend 
angepasster Übergangsregelungen, z. B. für die Anerkennung der Äquivalenz außerhochschu-
lisch erbrachter Qualifikationen, sowie ein zeitlich entsprechend angepasster schrittweiser Aus-
bau akademischer Ausbildungsprogramme empfohlen. 

 

9. Wie stehen Sie zur Frage einer Fortbildungspflicht für Lehrpersonal und 
Praxisanleiter/Praxisanleiterinnen? (bitte begründen) 

Es sollte eine grundsätzliche Fortbildungspflicht für alle Berufsangehörigen geben. Dies schließt 
Lehrende und Praxisanleitende ein und ist eine unabdingbare Voraussetzung für die Befähigung 
von Studierenden zu einer evidenzbasierten Entscheidungsfindung.   

 

10. Wie beurteilen Sie die Frage einer verbindlichen Vorgabe zum Umfang der während der 
Ausbildung in der jeweiligen Berufsgruppe zu erbringenden Praxisanleitung? 

s. Antwort auf Frage I-2. 

Verbindliche Anforderungen an den Mindestumfang der Praxisanleitung (ebenso wie an die Qua-
lifikation der anleitenden Personen sowie an Umfang und Lehrformate der hochschulischen Be-
gleitung und Unterstützung der Ausbildung am Lernort Praxis) sind erforderlich für die Sicherstel-
lung überregional gleicher Studienbedingungen in den verschiedenen Gesundheitsfachberufen 
und die Quantifizierung des Ressourcenbedarfs. Entsprechende Vorgaben sollten nach berufs-
gruppenübergreifend gleichen Regeln und Prinzipien abgeleitet werden, die auch verfügbare wis-
senschaftliche Erkenntnisse aus der nationalen und internationalen Bildungsforschung zur akade-
mischen Ausbildung in diesen Berufen berücksichtigen.  
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VI. Finanzierung 

In der vorliegenden Stellungnahme kann u.a. aufgrund des berufsgruppenübergreifenden Cha-
rakters dieser Stellungnahme auf die nachfolgenden Fragen nicht differenziert im Einzelnen ein-
gegangen werden. Auf der Basis der allgemeinen Grundsätze der evidenzbasierten Gesundheits-
versorgung hält es das DNEbM vielmehr für unabdingbar, dass berufsgruppenübergreifend fol-
gende allgemeine Voraussetzungen in der Finanzierung der Ausbildung in allen patientennahen 
Gesundheitsfachberufen und der ärztlichen Berufe sichergestellt werden: 

• Die Finanzierung und Bereitstellung bedarfsgerechter Ressourcen für die Ausbildung in 
den patientennahen Gesundheitsfachberufen und den ärztlichen Berufen ist aufgrund der 
gesellschaftlichen Bedeutung dieser Berufe eine öffentliche Aufgabe. Der Zugang zu die-
sen Ausbildungsgängen sollte nicht von den sozioökonomischen Ressourcen der Studie-
renden abhängen.  

• Die Bestimmung des Ausbildungsplatzbedarfs und der erforderlichen Lehrkapazität sollte 
nach berufsgruppenübergreifend einheitlich geltenden Prinzipien und Mechanismen erfol-
gen, die empirisch begründet sein sollten. 

• Soweit es begründete Annahmen dafür gibt, dass die Bereitstellung eines studentischen 
Entgelts (Ausbildungsvergütung oder Praktikumsentgelt) für die Sicherstellung der Nach-
frage nach der akademischen Ausbildung oder der Durchführung des Studiums erforder-
lich sind, sollten entsprechende Modelle erprobt werden können. Anzustreben ist ein 
Wettbewerb und eine Evaluation der Modelle, sodass Erkenntnisse über die Vor- und 
Nachteile einzelner Unterstützungsmöglichkeiten gewonnen werden können.  

• Eine generelle, gesetzlich verbindliche Etablierung und Refinanzierung einer Ausbildungs-
vergütung für Studierende in einem der genannten Berufe, wie sie im aktuellen Entwurf 
des HebRefG für die künftige vollakademische Hebammenausbildung vorgesehen ist,  ist 
im Gesetzgebungsverfahren öffentlich transparent hinsichtlich der ethischen, rechtlichen, 
sozialen und ökonomischen Implikationen zu begründen sowie nach der Etablierung da-
raufhin zu überprüfen (s. DNEbM 2019).  

• Die Angemessenheit der für die Ausbildung bereitgestellten Ressourcen sollte regelmäßig 
evaluiert werden. 

 
1. Wie sollte Ihrer Meinung nach die Finanzierung der Ausbildung sichergestellt werden? 

s. übergreifende Antwort zur Finanzierung.  

 

2. Wie ist Ihre Position zum Thema Schulgeld? Sofern Sie eine Abschaffung des Schulgeldes 
befürworten, legen Sie bitte dar, wie die dadurch entfallenden Finanzmittel aufgebracht 
werden sollen. 

s. übergreifende Antwort zur Finanzierung.  

 

3. Wie ist Ihre Position zum Thema Ausbildungsvergütung? 

s. übergreifende Antwort zur Finanzierung.  
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